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In meinem Artikel Ende letzten Jahres 
(ZWP 12/17) hatte ich auf ein Internetportal 
www.kostenfalle-zahn.de der Verbraucher-
zentralen hingewiesen, das, gefördert durch 
das Bundesministerium für Justiz und Ver-
braucherschutz, Patienten „unabhängige In-
formationen und Spartipps zu kostenpfl ich-
tigen Extras beim Zahnarzt“ liefert.

Während es in diesem Artikel um die dort 
veröffentlichten Tipps für Verbraucher ging, 
habe ich jetzt ein vom 13. März 2018 da-
tierendes Positionspapier aus der gleichen 
Quelle entdeckt, das Forderungen an die 
Politik und Gesetzgebung richtet. Worum 
geht es? Die Verbraucherzentrale schreibt 
dazu:

Eine repräsentative Umfrage des Projektes 
„Kostenfalle Zahn“ zu kostenpfl ichtigen Zu-
satzleistungen beim Zahnarzt ergab Anfang 
2017:

•  39 Prozent der 1.000 Befragten gaben 
an, vor Behandlungsbeginn nicht schrift-
lich über die Kosten informiert worden 
zu sein,

•  45 Prozent gaben an, die Kosten-
übernahme nicht wie vorgeschrieben 
schriftlich bestätigt zu haben,

•  26 Prozent gaben an, keine Informa-
tionen zu Kassenalternativen erhalten 
zu haben,

•  32 Prozent gaben an, nicht über 
mögliche Nachteile der kostenpfl ich -
tigen Leistung aufgeklärt worden 
zu sein.

Mehr als 70 Prozent der Beschwerden, die 
auf dem Portal abgegeben wurden, bemän-
geln eine unzureichende Aufklärung über 
die wesentlichen Aspekte der Behandlung. 
Die vorhandenen Regelungen (u.a. thera-
peutische und wirtschaftliche Aufklärung 
vor Behandlungsbeginn laut § 630 BGB, 
schriftliches Einverständnis in die kosten-
pfl ichtige Behandlung laut § 4 BMV-Z) 
werden also, zumindest teilweise, nicht 
eingehalten.

Dies deckt sich leider mit den Beobach-
tungen, die ich während meiner Praxis -
be ratungen mache, und ich möchte die 

Zahnarztpraxen, denen ich seit mitt-
lerweile 26 Jahren mit meiner Arbeit 
verbun den bin, auf gesetzgeberische 
Maßnahmen hinweisen, die wegen 
der wirklich schleppenden Umsetzung der 
seit Fe bruar 2013 gesetz lich geforderten 
Pa tientenaufklärung drohen. Im Posi tions - 
papier der Verbraucherzentrale werden For -
derungen gestellt, von denen ich einige 
nachfolgend vorstellen möchte:

•  Recht auf Behandlungsvertrag 
gesetzlich verankern

  Die Verbraucherzentrale NRW fordert, dass 
eine schriftliche Einwilligung bei kosten-
pfl ichtigen Zusatzleistungen nicht nur im 
Bundesmantelvertrag-Zahnärzte (BMV-Z, 
§ 4 Absatz 5), sondern auch im Gesetz 
ver ankert wird (§ 630c Abs. 3 BGB). Ne -
ben der be reits bestehenden Verpfl ichtung 
zur schriftlichen Kostenaufklärung hat der 
Zahnarzt dann auch eine schriftliche Zu-
stimmung vor dem kostenpfl ichtigen Be-
handlungsbeginn einzuholen. Tut er das 
nicht, sollte der Zahnarzt seinen Vergü-
tungsanspruch verlieren.

•  Keine weitere Privatisierung 
der Zahnmedizin

  Die Verbraucherzentrale NRW fordert, die 
Zahnmedizin nicht noch weiter zu priva -
tisieren. Vielmehr muss kontinuierlich ge-
prüft werden, ob Leistungen mit medizi-
nischem Nutzen in den Einheitlichen Be-
wertungsmaßstab für zahnärztliche Leis-
tungen aufgenommen werden. Um das 
Sachleistungsprinzip nicht weiter auszu-
dünnen, darf zudem das Festzuschuss-
system nicht auf weitere Leistungsbe -
reiche ausgedehnt werden. In der Zahn-
ärzteschaft und in der Politik gab es im -
mer wieder Ideen, die Behandlung mit 
Zahnersatz oder sogar die gesamte zahn-
ärztliche Behandlung aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung auszuschließen.

•  Qualitätssicherung durch Erfassung 
und Bewertung privater Leistungen

  Die Verbraucherzentrale NRW fordert, die 
Qualitätssicherung durch eine routine-
mäßige Erfassung privater Zusatzleistun-
gen zu verbessern. Weil die Abrech nungen 
nicht an die Krankenkassen übermittelt 
werden, fehlt eine Möglichkeit der Erfas-
sung und Überprüfung der privaten zahn-
ärztlichen Leistungen. Deshalb ist eine routi-

nemäße Übermittlung der Abrechnungs-
daten, das heißt auch der GOZ-Leistungen, 
und eine Einbeziehung aller GKV-fi nan -
zierten Leistungen in die Qualitätssiche-
rung nötig.

Bei aller spontan gefühlten Ablehnung 
weiterer Reglementierung des Berufsstands 
sollte man beachten, dass dieses Positions-
papier von einem Bundesministerium ge-
fördert wurde – die Ergebnisse also sicher 
von den Gesetzgebungsorganen zur Kennt -
nis genommen werden.

Deswegen mein Appell: Nehmen Sie die 
Patientenaufklärung ernst und be mü -
hen Sie sich um eine für Sie praktikable 
Lösung.

Gerne stelle ich Ihnen eine unter meiner 
Federführung entwickelte Softwarelösung 
zur Patientenaufklärung in einer Online-
Präsentation vor – ein Anforderungsformular 
ist unter www.synadoc.ch zu fi nden.

Kostenfalle Zahn!

Gabis Schäfer
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